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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Mai 1959 

7 — 80004 — 2484/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S, 1063) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

n§ 1 

(1) Altersgeld nach diesem Gesetz erhalten 
ehemalige landwirtschaftliche Unternehmer so- 
wie deren Witwen oder Witwer. 

(2) Unternehmer ist derjenige, für dessen 
Rechnung das Unternehmen (Betrieb, Einrich- 
tung oder Tätigkeit) geht. 

(3) Landwirtschaftliche Unternehmer sind 
alle Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft 
einschließlich des Wein-, Obst-, Gemüse- und 
Gartenbaus, deren landwirtschaftliches Unter- 
nehmen eine auf Bodennutzung beruhende 
Existenzgrundlage bildet. 

(4) Eine Existenzgrundlage ist insbesondere 
gegeben, wenn der Einheitswert oder der Ar- 
beitsbedarf des Unternehmens eine von der 
landwirtschaftlichen Alterskasse im Einverneh- 
men mit dem Gesamtverband der landwirt- 
schaftlichen Alterskasse nach billigem Ermes- 
sen auf Grund der örtlichen oder bezirklichen 
Gegebenheiten festzusetzende Mindesthöhe 
überschreitet. Als Einheitswert gilt der von den 
Finanzbehörden ermittelte Ertragswert. Die von 
den Finanzbehörden festgestellten Zu- und Ab- 
schläge zum Ertragswert sind zu berücksich- 
tigen. Der Mindestwert für Grundstücke mit 
Wohnhäusern bleibt außer Ansatz. Ist der Ein- 
heitswert des Gesamtunternehmens nicht zu 
ermitteln, so ist von der genutzten Fläche und 
dem durchschnittlichen Hektarsatz der Ge- 
meinde auszugehen. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechts Verordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften für die Festsetzung 
der Mindesthöhe des Einheitswertes und des 
Arbeitsbedarfs im Sinne des Absatzes 4 zu 
erlassen." 


2. § 2 erhält folgende Fassung: 

„ Leistungsvoraussetzungen 

§ 2 

(1) Ein landwirtschaftlicher Unternehmer er- 
hält Altersgeld, wenn er 

a) das 65. Lebensjahr vollendet hat und 

b) für mindestens 180 Kalendermonate 
Beiträge an die landwirtschaftliche 
Alterskasse gezahlt hat und 

c) nach Vollendung des 50. Lebensjahres 
das Unternehmen abgegeben hat. 

(2) Abgabe im Sinne des Absatzes 1 Buch- 
stabe c ist eine Übergabe an den Hoferben 
oder ein sonstiger Verlust der Unternehmer- 
eigenschaft. Eine Verpachtung oder die Ein- 
räumung einer sonstigen Nutzungsberechtigung 
ist nur dann eine Abgabe, wenn sie unbescha- 
det weitergehender gesetzlicher Formvorschrif- 
ten schriftlich für einen Zeitraum vereinbart 
wird, der frühestens 15 Jahre nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres des Unternehmers endet. 

(3) Eine Abgabe des Unternehmens an den 
Ehegatten ist nicht Abgabe im Sinne des Ab- 
satzes 1 Buchstabe c. 

(4) Betreibt ein Unternehmer mehrere Unter- 
nehmen, so ist die Voraussetzung des Absat- 
zes 1 Buchstabe c nur erfüllt, wenn er sämt- 
liche Unternehmen abgegeben hat. 

(5) Betreiben Ehegatten gemeinsam ein 
landwirtschaftliches Unternehmen, so ist die 
Voraussetzung des Absatzes 1 Buchstabe c nur 
erfüllt, wenn beide Ehegatten das Unternehmen 
abgegeben haben. 

(6) Bei teilweiser Abgabe ist die Vorausset- 
zung des Absatzes 1 Buchstabe c nur dann er- 
füllt, wenn der Einheitswert oder der Arbeits- 
bedarf des nicht abgegebenen Teils des Unter- 
nehmens 25 vom Hundert der nach § 1 Abs. 4 
festzusetzenden Mindesthöhe nicht überschrei- 
tet. Das abgegebene Unternehmen darf durch 
das Zurückbehalten von Unternehmensteilen die 
nach § 1 Abs. 4 festzusetzende Mindesthöhe 
nicht unterschreiten." 

3. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Die Witwe eines landwirtschaftlichen 
Unternehmers erhält Altersgeld, wenn sie selbst 
nicht landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 ist und wenn 
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d) der verstorbene Ehegatte Anspruch 
auf Altersgeld hatte und die Ehe vor 
Vollendung seines 65. Lebensjahres 
geschlossen war oder 

b) sie das 60. Lebensjahr vollendet und 
der verstorbene Unternehmer für 
mindestens 180 Kalendermonate Bei- 
träge an die landwirtschaftliche Al- 
terskasse gezahlt hat. Auf die 180 Ka- 
lendermonate werden auch Beiträge 
angerechnet, die die Witwe nach dem 
Tode des Unternehmers entrichtet hat. 

(2) Absatz 1 gilt für den Witwer eines land- 
wirtschaftlichen Unternehmers entsprechend mit 
der Maßgabe, daß er Altersgeld erst nach Voll- 
endung des 65. Lebensjahres erhält." 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Ehegatten, die gemeinsam ein land- 
wirtschaftliches Unternehmen betrieben ha- 
ben, steht nur ein Altersgeld zu. Anspruchs- 
berechtigt ist derjenige Ehegatte, der das 
Unternehmen überwiegend geleitet hat (§ 8 
Abs. 5). Bei Tod des anspruchsberechtigten 
Ehegatten gilt § 3." | 

i 

5. In § 5 wird das Wort „Mitgliederversammlung" | 
ersetzt durch „Vertreterversammlung'’. 

6. § 6 erhält folgende Fassung: 

„Allgemeine Vorschriften über das Altersgeld 

§ 6 

(1) Der Anspruch auf Altersgeld richtet sich 
gegen die landwirtschaftliche Alterskasse, zu 
der zuletzt Beiträge entrichtet worden sind. 

(3) Das Altersgeld wird vom Beginn des Mo- 
nats an gewährt, in dem die Voraussetzungen 
erfüllt sind, wenn der Antrag innerhalb von 
drei Monaten nach diesem Zeitpunkt gestellt 
wird, anderenfalls vom Beginn des Monats, in 
dem der Antrag gestellt wird. 

(3) Die §§ 1283, 1284, 1288, 1289, 1291, 1294, 
1531 und 1535b bis 1539 der Reichsversiche- 
rungsordnung finden entsprechende Anwen- 
dung. 

(4) übernimmt ein Altersgeldberechtigter 

landwirtschaftliche Unternehmen oder Unter- 
nehmensteile, deren Einheitswert oder Arbeits- 
bedarf zusammen mit demjenigen etwa zurück- 
behaltener Unternehmensteile 25 vom Hundert 
der nach § 1 Abs. 4 festzusetzenden Mindest- 
höhe überschreitet, so ruht der Anspruch auf 
Altersgeld vom Beginn des folgenden Monats 
an. Der Berechtigte hat der landwirtschaftlichen 
Alterskasse die Übernahme eines landwirt- | 
schaftlichen Unternehmens innerhalb von vier | 
Wochen anzuzeigen." | 
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7. § 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„ (2) Die Beiträge sind Monatsbeiträge. Die 
Zahltage werden durch die Satzung bestimmt; 
sie dürfen nicht länger als drei Monate ausein- 
anderliegen." 

8. § 8 erhält folgende Fassung: 

„Kreis der Beitragspflichtigen 
§ 8 

(1) Beitragspflichtig ist jeder landwirtschaft- 
liche Unternehmer (§ 1). 

(2) Landwirtschaftliche Unternehmer, die 
nach Vollendung des 51. Lebensjahres erstmalig 
die Voraussetzungen für die Beitragspflicht er- 
füllen, sind nicht beitragspflichtig, wenn ihnen 
zu diesem Zeitpunkt eine Rente aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen oder der Al- 
tersversorgung für das Deutsche Handwerk zu- 
steht oder wenn sie eine der in § 6 Abs. 1 
Nr. 2 bis 6 oder § 7 Abs. 1 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes genannten Vorausset- 
zungen erfüllen. 

(3) Von der Beitragspflicht sind für die 
Dauer von höchstens drei Jahren nach dem 
Erbfall auf Antrag landwirtschaftliche Unter- 
nehmer zu befreien, die einer das landwirt- 
schaftliche Unternehmen betreibenden Erben- 
gemeinschaft angehören und nicht überwiegend 
in diesem Unternehmen tätig sind. 

(4) Jeder landwirtschaftliche Unternehmer 
entrichtet nur einen Beitrag; das gilt auch 
dann, wenn er mehrere landwirtschaftliche Un- 
ternehmen betreibt. 

(5) Betreiben Ehegatten gemeinsam ein land- 
wirtschaftliches Unternehmen, so ist nur der- 
jenige Ehegatte beitragspflichtig, der das Un- 
ternehmen überwiegend leitet." 

9. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Höhe des Beitrages ist für sämtliche 
landwirtschaftliche Alterskassen von der Ver- 
treterversammlung des Gesamtverbandes der 
landwirtschaftlichen Alterskassen festzusetzen 
und so zu bemessen, daß die Summe der Bei- 
träge und der sonstigen Einnahmen der Alters- 
kassen die nach diesem Gesetz entstehenden 
Aufwendungen einschließlich der Verwaltungs- 
kosten deckt." 

10. § 10 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung; 

„über die Beitragszahlung ist nach Ablauf je- 
des Kalenderjahres ein Nachweis zu erteilen." 

11. In § 11 Abs. 1 wird das Wort „Altersgeldzah- 
lung" ersetzt durch „Altershilfe". 

12. Als § 11a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„Mitgliedschaft; Unternehmerverzeichnis 
§ 11a 

(1) Mitglied der landwirtschaftlichen Alters- 
kasse ist jeder landwirtschaftliche Unternehmer 
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(§ 1), dessen Unternehmen im Bereich der 
Alterskasse seinen Sitz hat. 

(2) Die landwirtschaftlichen Alterskassen ha- 
ben Mitgliederverzeichnisse zu führen. 

(3) Jeder landwirtschaftliche Unternehmer ist 
verpflichtet, der landwirtschaftlichen Alters- 
kasse auf Verlangen über seine Verhältnisse 
Auskunft zu geben, soweit siie für die Mitglied- 
schaft zur landwirtschaftlichen Alterskasse von 
Bedeutung sind. Die landwirtschaftliche Alters- 
kasse kann den Unternehmer durch Zwangsgeld 
zur Erfüllung der Auskunftspflicht anhalten." 

13. § 12 Abs. 2 wird gestrichen. 

14. § 13 Abs. 3 wird gestrichen. 

15. § 15 erhält folgende Fassung: 

„ Gemeinlastverfahren 

§ 15 

(1) Die landwirtschaftlichen Alterskassen tra- 
gen sämtliche nach diesem Gesetz entstehenden 
Aufwendungen gemeinsam. 

(2) Der Gesamtverband der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen verteilt die Aufwendungen 
auf die landwirtschaftlichen Alterskassen und 
führt den Ausgleich unter ihnen durch. Die land- 
wirtschaftlichen Alterskassen haben die danach 
zu erstattenden Beträge in angemessener Frist 
nach dem Empfang der Zahlungsaufforderung 
zu zahlen. Das Nähere bestimmt die Satzung des 
Gesamtverbandes. " 

16. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 wird Satz 3 gestrichen. 

b) In Absatz 6 wird das Wort „Mitgliederver- 
sammlung" -ersetzt durch das Wort „Vertre- 
terversammlung" . 

17. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Mitgliederver- 
sammlung" ersetzt durch das Wort „Vertre- 
terversammlung". 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Jede landwirtschaftliche Alterskasse 
entsendet in die Vertreterversammlung des 
Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen 
Alterskassen zwei Mitglieder ihres Vorstan- 
des, die von diesem gewählt sind. Eines 
dieser Mitglieder muß Selbständiger ohne 
fremde Arbeitskräfte sein. Für jedes Mit- 
glied ist aus dem Kreis der Vorstandsmitglie- 
der oder der stellvertretenden Vorstands- 
mitglieder ein Stellvertreter zu wählen." 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Mitgliederver- 
sammlung" am Anfang und in Nr. 6 ersetzt 
durch das Wort „Vertreterversammlung". 


18. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Vorstand besteht aus sechs von der 
Vertreterversammlung aus ihrer Mitte zu 
wählenden Mitgliedern, von denen drei 
Selbständige ohne fremde Arbeitskräfte sein 
müssen." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

19. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „Rück- 
lage" sowie „Vermögen" gestrichen. 

b) In Absatz 1 werden die Worte „eine Rück- 
lage zu bilden" ersetzt durch die Worte „Be- 
triebsmittel anzusammeln". 

c) In Absatz 2 werden die Worte „Rücklage 
ist" ersetzt durch „Betriebsmittel des Ge- 
samtverbandes sind". 

d) In Absatz 3 werden die Worte „Rücklage 
soll" ersetzt durch „Betriebsmittel des Ge- 
samtverbandes sollen". 

e) In Absatz 5 werden hinter dem Wort „Be- 
triebsmittel" die Worte „der landwirtschaft- 
lichen Alterskasse" eingefügt. 

f) Absatz 6 wird gestrichen. 

20. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

(1) Personen, die nach diesem Gesetz minde- 
stens 60 Kalendermonate beitragspflichtig 
waren sowie deren Witwen oder Witwer kön- 
nen innerhalb von zwei Jahren nach dem Ende 
der Beitragspflicht gegenüber der landwirt- 
schaftlichen Alterskasse erklären, daß sie die 
Entrichtung von Beiträgen fortsetzen wollen. 
Die Erklärung begründet Beitragspflicht vom 
Beginn des Monats an, in dem sie abgegeben 
wird, bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres. 

(2) Für Personen, die nach Absatz 1 beitrags- 
pflichtig sind, ist die Voraussetzung des § 2 
Abs. 1 Buchstabe c auch dann erfüllt, wenn sie 
das Unternehmen aus einem von ihnen nicht zu 
vertretenden Grunde vor Vollendung des 50. 
Lebensjahres abgegeben haben." 

21. Die Überschrift des Sechsten Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

„Verfahren; Rechtsweg; Strafvorschriften; An- 
wendung sonstiger Vorschriften" 

22. § 21 erhält folgende Fassung: 

„Bewilligung und Auszahlung des Altersgeldes 

§ 21 

(1) Die Bewilligung des Altersgeldes erfolgt 
auf Antrag. Der Antrag muß die für die Ge- 
währung des Altersgeldes erheblichen Tat- 
sachenangaben enthalten; die Beweisurkunden 
sollen beigefügt werden. Der Gesamtverband 
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der landwirtschaftlichen Alterskassen kann die 
Verwendung eines einheitlichen Antragvor- 
druckes für die landwirtschaftlichen Alterskas- 
sen vorschreiben. 

(2) Wird der Antrag ganz oder zum Teil ab- 
gelehnt oder das Altersgeld entzogen oder die 
Zahlung eingestellt, so ist ein schriftlicher Be- 
scheid mit Begründung und Rechtsmittelbeleh- 
rung zu erteilen. § 1569a Abs. 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung gilt nicht. 

(3) Für die Zahlung des Altersgeldes gelten 
die für die Zahlung der Renten durch die land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften maßge- 
benden Vorschriften entsprechend. Das Aus- 
zahlungsverfahren wird durch die Satzung ge- 
regelt." 

23. § 22 erhält folgende Fassung: 

„Rechtsweg 
§ 22 

über Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in 
Angelegenheiten dieses Gesetzes entscheiden 
die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit." 


24. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. es unterläßt, die in § 6 Abs. 4 
Satz 2 vorgeschriebene Anzeige 
zu erstatten oder 

2. die Pflicht zur Auskunft nach 
§ 11a Abs. 3 nicht oder nicht 
rechtzeitig erfüllt oder unrichtige 
Auskünfte gibt, 

kann vom Vorstand der landwirtschaftlichen 
Alterskasse mit einer Ordnungsstrafe in 
Geld bis zu 100 Deutsche Mark belegt wer- 
den. §§ 146 bis 148 der Reichsversicherungs- 
ordnung gelten sinngemäß." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 


25. Als § 23a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„Anwendung sonstiger Vorschriften 
§ 23a 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, finden die für die landwirtschaftliche 
Unfallversicherung jeweils geltenden Vorschrif- 
ten des Ersten, Dritten und Sechsten Buchs der 
Reichsversicherungsordnung, des Selbstverwal- 
tungsgesetzes und des Sozialgerichtsgesetzes 
nebst den Vorschriften zu ihrer Durchführung 
mit Ausnahme der Strafvorschriften sinngemäß 
Anwendung." 


26. § 25 erhält folgende Fassung: 

„Altersgeldzahlung bei Nichterfüllung 
der Leistungsvoraussetzungen 

§ 25 

(1) Ein ehemaliger landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer, der am 1. Oktober 1957 die Voraus- 
setzung des § 2 Abs. 1 Buchstabe c erfüllt hatte, 
erhält Altersgeld, wenn er 

a) das 65. Lebensjahr vollendet hat und 

b) während der 20 Jahre, die der Ab- 
gabe eines im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes liegenden Unternehmens 
vorausgegangen sind, mindestens 15 
Jahre landwirtschaftlicher Unterneh- 
mer im Sinne des § 1 war. 

(2) Auf den Zeitraum von 15 Jahren im 
Sinne des Absatzes 1 Buchstabe b sind die in 
§ 1251 der Reichsversicherungsordnung genann- 
ten Ersatzzeiten anzurechnen. 

(3) Bei Personen im Sinne der §§ 1 bis 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes, die vor der Ver- 
treibung landwirtschaftliche Unternehmer im 
Sinne des § 1 waren, ist auf den Zeitraum von 
15 Jahren im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe b 
diese Zeit der Tätigkeit als landwirtschaftlicher 
Unternehmer sowie die Zeit zwischen dem 31. De- 
zember 1946 und dem Beginn einer Tätigkeit 
als landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 im Geltungsbereich dieses Gesetzes an- 
zurechnen. 

(4) Bezieht ein nach Absatz 1 Altersgeld- 
berechtigter eine Rente aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen oder der Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk oder erhält 
er Versorgungsbezüge, die an Beamte oder 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen gewährt 
werden, so wird das Altersgeld um den Betrag 
dieser Bezüge gekürzt. 

(5) Gewährt eine landwirtschaftliche Alters- 
kasse Altersgeld für eine Zeit, für die ein An- 
spruch auf Rente aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen, der Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk oder auf Versorgungsbe- 
züge an Beamte oder nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen besteht und für die nach Absatz 4 
das Altersgeld zu kürzen ist, so kann die land- 
wirtschaftliche Alterskasse nach Maßgabe der 
§§ 1535b bis 1539 der Reichsversicherungsord- 
nung Ersatz beanspruchen. 

(6) Witwen und Witwer der in Absatz 1 ge- 
nannten Personen erhalten Altersgeld, wenn 

a) sie selbst nicht landwirtschaftlicher 
Unternehmer im Sinne des § 1 sind 
und 

b) die Witwe das 60. oder der Witwer 
das 65. Lebensjahr vollendet hat und 

c) der verstorbene Ehegatte die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Buchstabe b 
erfüllt hat; war die Witwe oder der 
Witwer nach dem Tode des Ehegat- 
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ten landwirtschaftlicher Unternehmer 
im Sinne des § 1, so wird diese Zeit 
zur Erfüllung der Voraussetzung des 
Absatzes 1 Buchstabe b angerechnet. 

Die Absätze 2 bis 5 finden Anwendung." 


27. Als § 25a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.§ 25a 

(1) Personen, die am 1. Oktober 1957 das 
50. Lebensjahr vollendet hatten und an diesem 
Tage landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne 
des § 1 waren, erhalten Altersgeld, wenn sie 

a) das 65. Lebensjahr vollendet haben 
und 

b) die Voraussetzung des § 25 Abs. 1 
Buchstabe b erfüllen und 

c) für mindestens dreiviertel der Zeit 
zwischen dem 1. Oktober 1957 oder 
dem Beginn einer nach diesem Tage 
erstmalig eingetretenen Beitragspflicht 
und der Abgabe des Unternehmens 
Beiträge entrichtet haben und 

d) nach Vollendung des 50. Lebensjahres 
das Unternehmen abgegeben haben. 

(2) Ist der Nachfolger im Unternehmen nicht 
beitragspflichtig, so liegt eine Abgabe im Sinne 
des Absatzes 1 Buchstabe d nur dann vor, 
wenn von einer durch die oberste Landes- 
behörde bestimmten Behörde bescheinigt wird, 
daß das Unternehmen für Zwecke der Agrar- 
strukturverbesserung abgegeben worden ist 
oder die Bereitwilligkeit des Unternehmers zur 
Abgabe für diese Zwecke Vorgelegen hat oder 
daß das Unternehmen aus einem vom Unter- 
nehmer nicht zu vertretenden Grunde abgege- 
ben worden ist. 

(3) Bezieht ein nach Absatz 1 Altersgeld- 
berechtigter eine Rente aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen oder der Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk oder erhält er 
Versorgungsbezüge, die an Beamte oder nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen gewährt wer- 
den, so wird das Altersgeld um den Betrag die- 
ser Bezüge, jedoch höchstens bis zur Hälfte ge- 
kürzt. Dies gilt nicht, wenn für 90 Kalendermonate 
Beiträge zur landwirtschaftlichen Alterskasse 
entrichtet sind. 

(4) § 25 Abs. 2, 3 und 5 gilt entsprechend. 

(5) Witwen und Witwer der in Absatz 1 ge- 
nannten Personen erhalten Altersgeld, wenn 


c) der verstorbene Ehegatte die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Buchstaben b 
und c erfüllt hat; war die Witwe oder 
der Witwer nach dem Tode des Ehe- 
gatten beitragspflichtig, so müssen 
für mindestens dreiviertel der Zeit 
zwischen dem 1. Oktober 1957 oder 
dem Beginn einer nach diesem Tage 
erstmalig eingetretenen Beitragspflicht 
des verstorbenen Ehegatten und der 
Abgabe des Unternehmens durch die 
Witwe oder den Witwer Beiträge ent- 
richtet worden sein. 

Die Absätze 2 bis 4 finden Anwendung." 


28. Als §§ 26a und 26b werden folgende Vorschrif- 
ten eingefügt: 

„Erstes Mitgliederverzeichnis 
§ 26a 

Bei der ersten Aufstellung des Mitglieder- 
verzeichnisses (§ 11a) haben die Gemeinden so- 
wie die Landwirtschaftsbehörden mitzuwirken. 

Behandlung laufender Altersgelder 
§ 26b 

Ein Altersgeld, das vor dem 1. April 1959 
bewilligt und wegen Bezugs einer Rente aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen oder der 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk 
oder von Versorgungsbezügen, die an Beamte 
oder nach beamtenrechtlichen Grimdsätzen ge- 
währt werden, gekürzt worden ist, ist nach 
Maßgabe des § 25 Abs. 4 oder des § 25a Abs. 3 
bis zum 1. August 1959 neu zu berechnen. Die 
Neuberechnung wird am Ersten des Monats 
wirksam, der auf den Monat der Neuberech- 
nung folgt." 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1063) in der nach diesem Ge- 
setz geltenden Fassung und in neuer Paragraphen- 
folge bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlautes zu beseitigen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


a) sie selbst nicht landwirtschaftlicher 
Unternehmer im Sinne des § 1 sind 
und 

b) die Witwe das 60. oder der Witwer 
das 65. Lebensjahr vollendet hat und 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1959 in Kraft. 


6 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1110 


Begründung 


I. Allgemeines 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1063) hat sich seiner 
Zielsetzung nach bewährt. Es hat einen bedeutenden 
Beitrag zur Verbesserung der sozialen Lage der 
Altenteiler geleistet und zu einer erheblichen Be- 
schleunigung der Hofübergabe geführt. Auch die 
Konzeption des Gesetzes — die Gewährung von 
Altersgeld im Wege des Solidarausgleichs zwischen 
den Generationen auf berufsständischer Grundlage 
— ist ebenso allgemein anerkannt worden wie die 
organisatorische Anlehnung an die landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften. An Zielsetzung, 
Grundkonzeption und Organisation der Altershilfe 
für Landwirte will der Entwurf eines Anderungs- 
und Ergänzungsgesetzes deshalb festhalten. 

Bei der Durchführung und Auslegung des Gesetzes 
haben sich jedoch Unklarheiten und Lücken erge- 
ben, wie es nicht zu vermeiden ist, wenn ein erstes 
Gesetz auf einem neuartigen Gebiet der Sozialen 
Sicherheit erlassen wird. Hier will der Entwurf Ab- 
hilfe schaffen und damit zur Rechssicherheit in der 
Altershilfe für Landwirte beitragen. 

Ferner lassen es die Erfahrungen angezeigt erschei- 
nen, auch materielle Änderungen vorzuschlagen, die 
im einzelnen unter II. näher begründet sind. 

Die Novellierung des Gesetzes hat sich insbeson- 
dere als notwendig erwiesen, weil bei der Finan- 
zierung der Altershilfe für Landwirte ein Fehlbetrag 
entstanden ist, zu dessen Beseitigung der Entwurf 
im Rahmen des Möglichen beitragen will. Nach den 
vom Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen mitgeteilten Angaben ist am 31. Dezember 
1958 mit 807 279 ständig Beitragspflichtigen zu rech- 
nen. Bei dem ab 1. Januar 1959 geltenden Beitrags- 
satz von 12, — DM je Monat ergibt dies ein jähr- 
liches Beitragsaufkommen von 116,2 Millionen DM. 
Dem stehen voraussichtlich 305 000 Altersgeldbe- 
rechtigte gegenüber. Bei einer Durchschnittshöhe des 
Altersgeldes von 42 DM/Monat beträgt die gesamte 
Altersgeldlast jährlich 153,7 Millionen DM. Hinzu 
kommen Verwaltungskosten in Höhe von etwa 
5 Millionen DM, so daß laufende Ausgaben in Höhe 
von voraussichtlich 158,7 Millionen DM jährlich 
entstehen. Somit ergibt sich zwischen laufenden 
Einnahmen und Ausgaben ein Fehlbetrag von 
42,5 Millionen DM jährlich. 

Die im Entwurf vorgesehene Streichung des § 8 
Abs. 2, 3 und 7 führt voraussichtlich zu Mehrein- 
nahmen von etwa 10 Millionen DM. Bei Annahme 
des Vorschlages zu § 25 Abs. 4 in Verbindung mit 
§ 26b würden sich Minderausgaben von etwa 
15 Millionen DM ergeben. Auch mehrere andere 
Änderungsvorschläge des Entwurfes, wie z. B. zu 
§ 2 Abs. 2 und 6 werden im Laufe der Zeit zu 
einer Verbesserung der Finanzsituation beitragen, 
doch wirken sich diese erst allmählich aus und sind 
zahlenmäßig kaum abschätzbar. Somit verbleibt bei 
Annahme des Entwurfs für die nähere Zukunft eine 


Differenz zwischen laufenden Einnahmen und Aus- 
gaben von 17,5 Millionen DM. Diese Differenz so- 
wie ein gewisser Verfügungsbetrag für die land- 
wirtschaftlichen Alterskassen soll durch die im Grü- 
nen Plan der Bundesregierung vorgesehenen Aus- 
gleichsmittel gedeckt werden. Ein solcher Ausgleich 
hat sich als berechtigt erwiesen, weil das ungün- 
stige Verhältnis zwischen Beitragszahlern und Al- 
tersgeldberechtigten zum guten Teil auf die agrar- 
strukturellen Veränderungen sowie die durch dieses 
Gesetz bewirkte Zunahme der Hofübergabe zurück- 
zuführen ist. Im übrigen obliegt die Festsetzung der 
Höhe des Beitrages wie bisher so auch künftig der 
Mitgliederversammlung des Gesamtverbandes der 
landwirtschaftlichen Alterskassen. 

Es ist wahrscheinlich, daß sich die Zahl der erfaßten 
Beitragspflichtigen noch erhöhen wird. Zusammen 
mit einigen Änderungsvorschlägen des Entwurfes, 
die auf längere Sicht Minderausgaben zur Folge ha- 
ben werden, kann dies zu der Vermutung Anlaß 
geben, daß bei Annahme der Vorschläge des Ent- 
wurfes die Finanzsituation sich noch günstiger stel- 
len wird, als oben angegeben. Andererseits ist in 
dieser Berechnung nicht berücksichtigt, daß nach 
Einstellung der Darlehnszahlungen aus Bundes- 
mitteln keinerlei Betriebsmittel zur Verfügung ste- 
hen. Weiter können gewisse Beitragsausfälle nicht 
ausgeschlossen werden, und schließlich ist in der 
obigen Berechnung keine Rückzahlung von Dar- 
lehnsmitteln an den Bund berücksichtigt. 

Der Bund, die Länder und die Gemeinden werden 
durch den Gesetzentwurf nicht mit Kosten belastet. 

II. Zu den Vorschlägen im einzelnen (Artikel 1) 

Zu Nr. 1 

a) In der Neufassung des Absatzes 1 ist das Wort 
„hauptberuflich" nicht mehr enthalten, weil es 
entbehrlich ist. Die Abgrenzung des einbezoge- 
nen Personenkreises erfolgt in Absatz 3 (neu) 
allein nach dem Maßstab der Existenzgrundlage, 
wobei es — wie bisher — unerheblich ist, ob 
die Unternehmertätigkeit hauptberuflich ausge- 
übt wird oder nicht. Die Einfügung des Wortes 
„ehemalige" entspricht dem Umstand, daß Al- 
tersgeld nach § 2 tatsächlich erst gewährt wird, 
wenn die Unternehmereigenschaft aufgegeben 
ist. 

b) Die Änderung des Absatzes 2 dient der redak- 
tionellen Abstimmung mit dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der gesetz- 
lichen Unfallversicherung — Drucksache 758, 
§ 652 Abs. 2 Nr. 1. Die begrifflichen Grundlagen 
sollen damit in der Unfallversicherung und der 
Altershilfe für Landwirte weiterhin die gleichen 
bleiben. 

c) Der Entwurf enthält in Absatz 3 das zusätzliche 
Erfordernis, daß das landwirtschaftliche Unter- 
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nehmen eine „auf Bodennutzung beruhende“ 
Existenzgrundlage bildet. Damit wird klarge- 
stellt, daß z. B. die nach § 915 Abs. 2 RVO zu 
landwirtschaftlichen Unternehmen erklärten Un- 
ternehmen ohne Bodenbewirtschaftung nicht 
unter dieses Gesetz fallen. Es handelt sich z. B. 
um Baumwarte, Landschaftsgärtner, Imker, Bin- 
nenfischer u, a. Personen, denen wegen der feh- 
lenden Bodenbewirtschaftung keine Naturalver- 
sorgung im Alter gewährleistet ist. Die Klarstel- 
lung beinhaltet keine materielle Änderung ge- 
genüber der bisherigen Anwendung der Vor- 
schrift. 

d) Im Zusammenhang mit dem Begriff der Existenz- 
grundlage ist das Wort „dauerhafte" weggefal- 
len. Die Beurteilung der Frage, ob eine Existenz- 
grundlage vorliegt oder nicht, soll allein nach 
objektiven Maßstäben erfolgen, was sich auch 
aus der Heranziehung des Einheitswertes bzw. 
des Arbeitsbedarfes als Beurteilungsmaßstab 
eindeutig ergibt. Z. B. soll ein Pächter alters- 
geldberechtigt sein, weil er landwirtschaftlicher 
Unternehmer ist. Dies ist ohne weiteres der Fall, 
wenn sein Unternehmen den Mindest-Einheits- 
wert üerschreitet. Ist das Unternehmen jedoch 
kleiner, so hat für die Beurteilung im Einzelfall 
das Wort „dauerhaft" zu Zweifeln Anlaß gege- 
ben und zur Heranziehung subjektiver Momente 
(z. B. Begrenzung der Pachtdauer) geführt. Diese 
Zweifel sollen beseitigt und eine einheitliche 
Anwendung des Begriffs gesichert werden. 

e) Halbsatz 2 des bisherigen Absatzes 4 hat zu 
Zweifeln Anlaß gegeben, ob es sich bei der An- 
nahme der Existenzgrundlage bei überschreiten 
des Mindesteinheitswertes um eine widerleg- 
bare Vermutung handelt oder eine gesetzliche 
Fiktion. Um klarzustellen, daß es sich um eine 
im Einzelfall nicht widerlegbare Vermutung han- 
delt, sind an Stelle der Worte „gilt als gegeben" 
die Worte „ist gegeben" getreten. 

f) Zur Verdeutlichung des Umstandes, daß eine 
Existenzgrundlage auch dann vorliegen kann, 
wenn der Mindesteinheitswert nicht erreicht 
wird, ist das Wort „insbesondere" eingefügt. 
Neben dem Einheitswert und dem Arbeitsbedarf 
können demnach auch andere Maßstäbe (z. B. 
Arbeitswert) zur Beurteilung der Existenzgrund- 
lage herangezogen werden, ohne daß dies aller- 
dings die Rechtsfolgen des Absatzes 4 nach sich 
zieht. 

g) Die bisherige Fassung überließ es den Alters- 
kassen, ob sie einen Mindesteinheitswert fest- 
stellen wollten oder nicht. Der Entwurf spricht 
statt dessen von einer „festzusetzenden Mindest- 
höhe" und macht damit die Feststellung obliga- 
torisch. Dies erweist sich allgemein und insbe- 
sondere auch wegen der Bestimmung des neu 
eingefügten § 2 Abs. 6 als notwendig. 

h) Die gesetzliche Vermutung des Absatzes 4 soll 
auch dann gelten, wenn ein bestimmter Arbeits- 
bedarf überschritten wird. Diese Erweiterung er- 
weist sich als zweckmäßig, weil ein Teil der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften den 
Arbeitsbedarf der Beitragsbemessung zugrunde 


legt. Entsprechend ziehen die betreffenden Al- 
terskassen den Arbeitsbedarf zur Beurteilung 
der Existenzgrundlage heran. Dieses Verfahren 
hat sich bewährt und sollte von der gesetzlichen 
Vermutung und damit der Verwaltungserleichte- 
rung des Absatzes 4 nicht ausgeschlossen wer- 
den. 

i) Die Bezeichnung „Träger der Alterssicherung" 
ist ersetzt durch die Worte „landwirtschaftliche 
Alterskasse"; es handelt sich um eine redaktio- 
nelle Klarstellung ohne materielle Bedeutung. 

j) Die Definition des Einheitswertes ist insbeson- 
dere wegen der unterschiedlichen Berücksichti- 
gung von Zu- und Abschlägen sowie des Min- 
destwertes notwendig. Sie stellt weiter klar, daß 
die von den Finanzbehörden ermittelten Werte 
herangezogen werden können. Die Formulierung 
entspricht bis auf die Berücksichtigung der Zu- 
und Abschläge derjenigen, die für die landwirt- 
schaftliche Unfallversicherung vorgesehen ist 
— Drucksache 758, § 808. 

k) Die Änderung des Absatzes 5 ergibt sich aus dm 
Änderung des Absatzes 4, 

Zu Nr. 2 

a) Die bisherige Fassung des § 2 Abs. 1 Buch- 
stabe c in Verbindung mit § 2 Abs. 2 war nicht 
vollständig. Die Neufassung soll klarstellen, daß 
auch Rechtsgeschäfte, die weder mit einem Ei- 
gentumsübergang (Übergabe, Entäußerung) ver- 
bunden sind, noch eine Verpachtung darstellen 
(Absatz 2), jedoch gleichwohl den Verlust der 
Unternehmereigenschaft zur Folge haben — wie 
z. B. Fortsetzung eines Erbpachtverhältnisses — , 
der Abgabe hinsichtlich der Leistungsvorausset- 
zung gleichstehen. Außerdem wird klargestellt, 
daß auch eine gegen den Willen des Unterneh- 
mers erfolgte Abgabe (Zwangsversteigerung, 
Verlust durch Zonengrenze) die Voraussetzung 
erfüllt. Alle diese Fälle können nicht im einzel- 
nen aufgezählt werden und sollen deshalb durch 
den zusammenfassenden Begriff „Abgabe" um- 
schrieben werden. Dieser Begriff ist in Absatz 2 
definiert, wobei die Übergabe an den Hoferben 
als Normalfall genannt ist, im übrigen aber auf 
den Verlust der Unternehmereigenschaft abge- 
stellt wird. Für die Verpachtung und sonstige 
befristete Nutzungsverhältnisse (z. B. Nieß- 
brauch) als Sonderfälle der Abgabe sind dabei 
besondere Voraussetzungen genannt. 

b) Die bisherige Möglichkeit, das Altersgeld bereits 
zu erhalten, wenn der Betrieb an Verwandte 
oder Verschwägerte für 6 Jahre verpachtet wird, 
hat vielfach Anlaß zur Umgehung des eigent- 
lichen Zwecks des Gesetzes gegeben. Eine Re- 
präsentativerhebung hat gezeigt, daß ein Viertel 
aller Übergaben auf diese Weise erfolgen. Die 
ursprünglich als Härteausgleich gedachte Vor- 
schrift bildet nach Berichten der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen einen Anreiz zu Schein- 
pachtverträgen und führt zu einer starken Ab- 
hängigkeit des Pächters vom Verpächter. Die 
Vergünstigung für Verwandte sollte daher ent- 
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fallen. Weiter sind bei der Auslegung der Vor- 
schrift Zweifel darüber entstanden, ob auch 
Zeiten einer Verpachtung, die vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres des Verpächters liegen, auf 
die im Gesetz genannte Frist anzurechnen sind. 
Es bedarf daher der Klarstellung, daß bei oder 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres auf die 
Dauer von 15 Jahren verpachtet werden muß. 
Nur so ist die Gleichstellung der Verpachtung 
mit der Abgabe zu vertreten und kann verhin- 
dert werden, daß z. B. ein 51jähriger seinen Be- 
trieb für 15 Jahre verpachtet, mit 65 Jahren das 
Altersgeld erhält und bald darauf das Pachtver- 
hältnis wieder löst. Die Klarstellung schließt hin- 
gegen nicht aus, daß ein Landwirt überhaupt vor 
Vollendung des 65. Lebensjahres verpachten 
kann; tut er dies z. B. im 62. Lebensjahr auf die 
Dauer von 18 Jahren, so läuft mit 65 Jahren das 
Pachtverhältnis noch 15 weitere Jahre, so daß 
bei Erfüllung der übrigen Voraussetzungen Al- . 
tersgeld gewährt werden kann. Die Erwähnung j 
der Einräumung einer sonstigen Nutzungsbe- 
rechtigung stellt klar, daß z. B. auch der Nieß- 
brauch analog der Verpachtung behandelt wer- 
den soll, wobei weitgehende gesetzliche Form- 
vorschriften (Grundbucheintragung) unberührt 
bleiben sollen. 

c) Die Änderungen der Absätze 3 und 4 dienen 
der redaktionellen Abstimmung mit dem neu ge- 
faßten Absatz 1 Buchstabe c. 

d) Die Änderung des Absatzes 5 dient der redak- 
tionellen Klarstellung. Die bisher vorgesehene ! 
Zusammenrechnung von Beitragszeiten ist ver- 
waltungsmäßig schwer praktikabel und gibt im 
Übergangsrecht zu Unklarheiten Anlaß; sie ist 
daher in der Neufassung nicht mehr vorgesehen. 

e) Die Frage, wie groß ein zurückbehaltener Unter- 
nehmensteil sein darf, ohne daß die Leistungs- 
voraussetzung der Abgabe als nicht erfüllt an- 
gesehen werden muß, ist in der geltenden Fas- 
sung des Gesetzes nicht geregelt. Würde man 
hierbei von der ursprünglichen Größe des Unter- 
nehmens ausgehen, so hätte dies erhebliche 
Ungleichheiten hinsichtlich des Teiles, der zu- 
rückbehalten werden darf, zur Folge. Aus diesem 
Grunde bestimmt der neu angefügte Absatz 6 
einen einheitlichen Maßstab. 

Zu Nr. 3 

a) Der bisherige Absatz 2 ist entfallen. Es handelt 
sich um den Altersgeldanspruch früherer Ehe- 
gatten. Diese aus den Rentenversicherungen der 
Arbeitnehmer übernommene Regelung ist im 
Bereich der Altershilfe für Landwirte nicht 
zweckmäßig, weil ein Witwenaltersgeld in Höhe 
von 40, — DM unter mehreren Berechtigten nach 
Maßgabe der Dauer der Ehe mit dem Verstor- 
benen aufgeteilt werden müßte und daher zu 
Zwergbeträgen führt. Außerdem bezieht der ge- 
schiedene Ehegatte keine Naturalversorgung 
von dem Hof, so daß die Regelung auch in die- , 
ser Hinsicht darauf abgestellt werden sollte, daß ■ 
nur der jeweils letzte Ehegatte Altersgeld er- | 
hält. 


b) Die übrigen Änderungen unter Buchstabe b 
beinhalten keine materiellen Neuregelungen, 
sondern sind allein redaktioneller Art. 

Zu Nr. 4 

Zu a) Die Streichung der Verweisung auf § 1268 
Abs. 4 RVO entspricht der Streichung des 
§ 3 Abs. 2 (Begründung s. Nr. 3). 

Die Regelung des § 1268 Abs. 5 hat sich als 
Ungerechtigkeit gegenüber den altersgeld- 
berechtigten Unternehmern erwiesen. Wäh- 
rend die Witwe nach dem Tode des Ehegat- 
ten das erhöhte Altersgeld im Sterbeviertel- 
jahr erhält, kann es dem Berechtigten nach 
dem Tode der Ehefrau nicht gewährt werden, 
obwohl hier die gleiche Situation vorliegt. Da 
im übrigen die Notwendigkeit des erhöhten 
Altersgeldes ohnehin anders zu beurteilen 
ist als in den Rentenversicherungen der Ar- 
beitnehmer, in der die Rente den gesamten 
Lebensstandard bestimmt, sollte die Vor- 
schrift im Interesse einer einheitlichen Be- 
handlung gestrichen werden. 

Zu b) Die Neufassung beinhaltet keine sachliche 
Änderung; sie ist lediglich auf die neu ge- 
faßten §§ 2 und 8 abgestimmt. 

Zu Nr. 5 

Begründung siehe zu Nr. 17a. 

Zu Nr. 6 

a) Absatz 1 ist unverändert. 

b) Die jetzige Fassung des Absatzes 2 läßt offen, 
wie groß ein Unternehmen oder Unternehmens- 
teil sein darf, ohne daß der Anspruch auf Alters- 
geld ruht. Eine Abstimmung auf den Umfang der 
erforderlichen Abgabe ist daher notwendig. 
Außerdem scheint es zweckmäßig, den Beginn 
des Rühens zu bestimmen. Die Vorschrift ist neu 
formuliert als Absatz 4. 

c) Absatz 2 (neu) regelt den Beginn der Altersgeld- 
zahlung in derselben Weise, wie es im Kinder- 
geldgesetz der Fall ist. 

d) Einige Verweisungen im Absatz 3 erübrigen sich 
durch die Einfügung des § 23a. Die §§ 1531 und 
1535 ff. der Reichsversicherungsordnung regeln 
die Ersatzansprüche der Fürsorgeträger. Einige 
in der Praxis aufgetretene Fälle lassen es not- 
wendig erscheinen, hier dieselbe Regelung in 
Kraft zu setzen, die auch für das Verhältnis zwi- 
schen Fürsorgeträgern und Rentenversicherungs- 
trägern gilt. 

Zu Nr. 7 

Ein monatlicher Beitragseinzug würde die Al- 
terskassen verwaltungsmäßig ungebührlich bela- 
sten. Aus diesem Grund soll der bereits jetzt 
praktizierte vierteljährliche Beitragseinzug zur 
Norm erhoben werden. 

Zu Nr. 8 

a) Die Streichung des Wortes „hauptberufliche" in 
Absatz 1 entspricht der Neufassung des § 1. Die 
Streichung des bisherigen Satzes 2 empfiehlt 
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sich, weil die Bezugsvorschriften nach dem Vor- 
schlag des Entwurfs zur Neuregelung des Rechts 
der gesetzlichen Unfallversicherung — Druck- 
sache 758 — andere Paragraphen-Nummern er- 
halten. Er ist auch entbehrlich, weil die allge- 
meine Verweisungsvorschrift des § 23a ihn er- 
setzt. 

b) Die Einbeziehung derjenigen landwirtschaftlichen 
Unternehmer, die eine rentenversicherungs- 
pflichtige Beschäftigung ausüben, in die Beitrags- 
pflicht zur landwirtschaftlichen Alterskasse durch 
die Streichung der bisherigen Absätze 2 und 3 
erscheint aus mehreren Gründen vertretbar und 
notwendig: 

aa) Die Altenteiler der heute eine Arbeitneh- 
mertätigkeit ausübenden Landwirte bezie- 
hen in aller Regel ein Altersgeld. Die „alte 
Last" dieses Personenkreises wird also vom 
landwirtschaftlichen Berufsstand versorgt, 
während die junge Generation Beiträge zur 
Rentenversicherung der Arbeitnehmer zahlt. 
Es sollte daher der Grundsatz gelten, daß 
alle Landwirte mit einer Existenzgrundlage 
zum berufsständischen Sicherungswerk bei- 
tragen. Dies erscheint um so mehr vertret- 
bar, als 

bb) diesen Landwirten ausnahmslos die finan- 
ziellen Vergünstigungen nach dem Land- 
wirtschaftsgesetz zugute kommen, 
cc) Ferner kann davon ausgegangen werden, 
daß Landwirte mit einer Existenzgrundlage, 
die zusätzlich ein Einkommen aus ihrer Ar- 
beitnehmertätigkeit beziehen, leistungsfä- 
higer sind als solche ohne Zusatzeinkom- 
men. Ein gewisser Anreiz zur Landabgabe 
ist außerdem agrarpolitisch erwünscht, 
dd) Die ständige Kontrolle und Überwachung 
der nach dem bisherigen § 8 Abs. 2 und 3 
vom Beitrag Befreiten verursacht erhebliche 
verwaltungsmäßige Schwierigkeiten; diese 
haben zur Folge, daß die Beitragszahlung 
auch unbegründet unterlassen wird, weil 
die laufende Fluktuation zwischen selbstän- 
diger und unselbständiger Tätigkeit sich der 
Erfassung durch die Alterskassen entzieht, 
ee) Die vorstehenden Gründe rechtfertigen eine 
Einbeziehung der versicherungspflichtigen 
Landwirte in die Beitragspflicht zur Alters- 
kasse. Diese Einbeziehung ist aber auch 
notwendig, weil sonst angesichts des Miß- 
verhältnisses zwischen Einnahmen und Aus- 
gaben anderweitige Konsequenzen hinsicht- 
lich der Beitragshöhe oder der Leistungs- 
höhe unausweislich sind. Durch Streichung 
der Absätze 2 und 3 werden rd. 65 000 Per- 
sonen zusätzlich beitragspflichtig, 

c) Durch die Änderungen in Absatz 2 {bisher Ab- 
satz 4) werden 

aa) Zweifel darüber ausgeschlossen, in welchem 
Zeitpunkt der Rentenbezug bei Vorliegen 
der übrigen Voraussetzungen Beitragsfrei- 
heit bewirkt. Dies soll z. B. nicht der Fall 
sein, wenn eine Rente oder Pension gewährt 
wird, nachdem bereits jahrelang Beitrags- 
pflicht zur Alterskasse bestanden hat; 


bb) die Empfänger einer Beamten-Pension den- 
jenigen Personen gleichgestellt, die ledig- 
lich Anwartschaft auf beamtenrechtliche 
Versorgung haben oder eine Rente bezie- 
hen. 

cc) Die Verweisung auf § 6 AVG statt auf 
§ 1229 RVO ist zweckmäßig, weil erstere 
Vorschrift die weitergehende ist. 

d) Absatz 3 (neu) trägt den Fällen Rechnung, in 
denen ein Unternehmen vorübergehend für 
Rechnung einer Erbengemeinschaft bewirtschaf- 
tet wird. Es wäre ungerechtfertigt, alle vorüber- 
gehend beteiligten Erben, die keinerlei Verbin- 
dung zur Landwirtschaft haben, zur Beitrags- 
leistung heranzuziehen. Außerdem kommt mit 
dieser Regelung zum Ausdruck, daß im allge- 
meinen beim Vorliegen einer Existenzgrundlage 
mehrere beteiligte Unternehmer beitragspflichtg 
sein können. 

e) Die ursprünglich als Vergünstigung gedachte Bei- 
tragsbefreiung von Verwandten, die gemeinsam 
ein landwirtschaftliches Unternehmen betreiben, 
im bisherigen Absatz 6 hat sich — da die Mög- 
lichkeit des freiwilligen Beitritts gestrichen 
wurde — praktisch als Ausschluß aus der Alters- 
geldberechtigung ausgewirkt. Dies führt insbe- 
sondere im Rahmen des übergangsrechtes zu 
Härten, weil diese Personen nicht altersgeldbe- 
rechtigt waren. Außerdem hat die Formulierung 
„ist ein Beitrag zu zahlen" zu Auslegungszwei- 
feln Anlaß gegeben, so daß eine redaktionelle 
Klarstellung angebracht erscheint (neuer Ab- 
satz 4). 

f) Die Beitragsbefreiung nach dem bisherigen § 8 
Abs. 7 hat die unerwünschte Folge, daß diese 
Unternehmer vielfach aus dem Altersgeldbezug 
ausgeschlossen werden. Außerdem führt der 
Wortlaut der Vorschrift zu mancherlei unge- 
wollten Beitragsbefreiungen im Gebiet des 
Jüngstenrechts und gibt Anlaß zu Manipulatio- 
nen. Da die kriegsbedingten Härtefälle mehr und 
mehr zurückgehen, sollten die unerwünschten 
Folgeerscheinungen durch Streichung der Vor- 
schrift abgestellt werden. 

Zu Nr. 9 

Zur Ersetzung des Wortes „Mitgliederversamm- 
lung" durch das Wort „Vertreterversammlung" 
siehe zu Nr. 17a. Die Einfügung der Worte „und 
der sonstigen Einnahmen der Alterskassen" dient 
der Vollständigkeit (z. B. Zinseinnahmen, Aus- 
gleichszahlungen anderer Stellen, Ersatzansprüche). 

Zu Nr. 10 

Die Neufassung vermeidet, daß auf Grund der er- 
teilten Quittung auch die Beitragspflicht festgestellt 
wird. Damit würde die Regelung über zu Unrecht 
geleistete Beiträge hinfällig werden. 

Zu Nr. 11 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung, 
da den Alterskassen nicht nur die Zahlung des 
Altersgeldes obliegt. 
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Zu Nr. 12 

Die Einführung des Begriffs „Mitglied" bei der land- 
wirtschaftlichen Altershilfe erscheint zweckmäßig, 
weil dadurch die Rechtsstellung des einzelnen zur 
Alterskasse und ihrem autonomen Satzungsrecht 
gefestigt wird. Im übrigen entspricht die Bezeich- 
nung dem Solidarcharakter der Altershilfe und er- 
leichtert eine einheitliche Bezeichnung der beteilig- 
ten Personen. 

Die Führung von Mitgliederverzeichnissen ist aus 
verwaltungstechnischen Gründen angebracht. Da 
nicht alle landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten solche Verzeichnisse führen, auf die die Alters- 
kassen zurückgreifen können, ist ihre Aufstellung 
allgemein geboten. 

Weiterhin ist es erforderlich, eine Auskunftspflicht 
für den landwirtschaftlichen Unternehmer zu be- 
gründen, damit die Alterskassen in die Lage ver- 
setzt werden, über die Mitgliedschaft zur Alters- 
kasse zu entscheiden. 

Zu Nr. 13 und 14 

Die Vorschriften werden durch die Einfügung des 
§ 23a (siehe Nr. 24) entbehrlich. 

Zu § Nr. 15 

Die geltende Formulierung des § 15 hat zu Zwei- 
feln und technischen Schwierigkeiten Anlaß ge- 
geben, die durch die Neufassung beseitigt werden 
sollen. Die Neufassung lehnt sich an die entspre- 
chenden Vorschriften für die Rentenversicherung 
(§§ 1390 ff. RVO) an; sie deckt das in der Praxis 
angewandte und bewährte Verfahren und läßt die 
Gestaltung im einzelnen bewußt offen. 

Der in der geltenden Fassung den Alterskassen be- 
lassene Betrag von 5 v. H. ist entbehrlich. Es ent- 
stehen daraus Schwierigkeiten, weil im Rahmen des 
Umlageverfahrens Überschüsse nicht sinnvoll ver- 
wendet werden können, wenn der Höchstbetrag für 
die Betriebsmittel einmal erreicht ist. Auch könnte 
geschlossen werden, daß der Gesetzgeber einen 
Verwaltungskostenanteil von 5 v. H. als angemes- 
sen betrachtet. 

Zu Nr. 16 

Zu a) 

Die Vorschrift ist entbehrlich durch den eingeführ- 
ten § 23a (siehe Nr. 24). 

Zu b) 

Begründung siehe zu Nr. 17. a) 

Zu Nr. 17 

Zu a) 

Die Änderung dient der begrifflichen Abstimmung 
mit dem Recht der Unfallversicherung und dem 
Kindergeldgesetz. Tatsächlich handelt es sich nicht 
um eine Versammlung von Mitgliedern, 

Zu b) 

Die Neufassung dient der redaktionellen Abstim- 
mung auf die Änderung des Absatzes 1; die Wahl 


von Stellvertretern hat sich als zweckmäßig erwie- 
sen, wobei im Hinblick auf die Zahl der Vorstands- 
mitglieder bei einigen kleinen Alterskassen auch 
stellvertretende Vorstandsmitglieder wählbar sein 
sollten. 

Zu c) 

Die Änderung entspricht derjenigen in § 17 Äbs. 1 
[vgl. zu Nr. 16. a)]. 

Zu Nr. 18 

Zu a) 

Die Zusammensetzung des Vorstandes aus Selb- 
ständigen ohne fremde Ärbeitskräfte und Arbeit- 
geber sollte derjenigen der Vertreterversammlung 
entsprechen. 

Die Erhöhung von vier auf sechs Vorstandsmitglie- 
der entspricht einer Anregung des Gesamtverban- 
des und erscheint zweckmäßig. 

Zu b) 

Die Vorschrift wird durch die Einfügung des § 23a 
entbehrlich. Sie hat sich in der geltenden Fassung 
außerdem zu eng erwiesen. 

Zu Nr. 19 

Die Zweckbestimmung der anzusammelnden Be- 
träge kennzeichnet diese als Betriebsmittel und 
nicht als Rücklage, Außerdem ist der Begriff „Rück- 
lage" im Recht der Unfallversicherung anders defi- 
niert und kann deshalb zu Mißverständnissen füh- 
ren. Eine Vermögensansammlung kommt im Hin- 
blick auf das Umlageverfahren nicht in Betracht. Die 
Änderungen dienen im übrigen der Klarstellung. 
Sachliche Änderungen sind damit nicht verbunden. 
Äbsatz 6 ist im Hinblick auf den einzufügenden 
§ 23a entbehrlich. 

Zu Nr. 20 

Die Änderung dient der redaktionellen Klarstel- 
lung; insbesondere soll verdeutlicht werden, daß 
zur Weiterentrichtung von Beiträgen nicht nur Per- 
sonen berechtigt sind, die landwirtschaftliche Unter- 
nehmer sind. Dies hätte dem Willen des Gesetz- 
gebers, der gerade ehemaligen Pächtern eine Ver- 
günstigung einräumen wollte, nicht entsprochen. 

Weiter sollte auch den Witwen oder Witwern der 
genannten Personen die Möglichkeit der Weiter- 
entrichtung eingeräumt werden. 

Es erweist sich als zweckmäßig, den Entschluß zur 
Weiterentrichtung nur innerhalb eines begrenzten 
Zeitraumes zuzulassen, weil sonst Manipulationen 
möglich sind. 

Da die Vorschrift in der Hauptsache auf ehemalige 
Pächter abstellt, erscheint es billig, die Beitragsent- 
richtung nur bis zum 60. Lebensjahr zu fordern, um 
auf diese Weise Härten gegenüber Eigentümern, 
die den Zeitpunkt der Abgabe selbst wählen kön- 
nen, zu vermeiden. Ebenfalls für Pächter ist die 
Sondervorschrift in Absatz 2 eingefügt, nach der 
bei unverschuldeter Abgabe vor Vollendung des 
50. Lebensjahres dennoch Altersgeld gewährt wer- 
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den kann. Die Wartezeit sowie die Beitragspflidit 
bis zum 60, Lebensjahr schließen Mißbraudismög- 
lichkeiten weitgehend aus. 

Die Streichung des bisherigen Absatzes 2 entspricht 
der Streichung der Bezugsvorschrift. 

Zu Nr. 21 

Die Überschrift des Sechsten Abschnittes ist auf 
den Inhalt der folgenden, neu formulierten Vor- 
schriften abzustellen. 

Zu Nr. 22 

Die Erfahrung läßt es zweckmäßig erscheinen, die 
wichtigsten Verfahrensvorschriften zum Ausschluß 
von Zweifeln im Gesetz festzulegen. Weiteres 
ergibt sich aus dem einzufügenden § 23a. Die förm- 
liche Feststellung der Renten wie in der Unfallver- 
sicherung gemäß § 1569a RVO ist in der Alters- 
hilfe der Landwirte unzweckmäßig. 

Zu § 23 

Die Änderimg dient der redaktionellen Klarstel- 
lung, da die geltende Fassung mißverständlich ist. 

Zu Nr. 24 

a) Die vorgeschlagene Fassung des Absatzes 2 ist 
im Hinblick auf den Ausschluß der Strafvorschrif- 
ten in § 23a geringfügig erweitert. Sie enthält 
im übrigen keine sachlichen Änderungen. 

b) Absatz 3 ist im Hinblick auf § 146 RVO ent- 
behrlich. 

Zu Nr. 25 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß eine solche generelle 
Verweisung nicht zu entbehren ist, weil die Einzel- 
verweisungen stets der Gefahr der Unvollständig- 
keit unterliegen. Viele, auf das Verfahren bezüg- 
liche Einzelverweisungen werden auf diese Weise 
entbehrlich. Die für die landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung geltenden Strafvorschriften sind aus- 
genommen; soweit Strafvorschriften in der Alters- 
hilfe benötigt werden, sind sie in § 23 aufgeführt. 

Zu Nr. 26 

Der § 25 alter Fassung regelt den Altersgeld- 
anspruch für ehemalige landwirtschaftliche Unter- 
nehmer und solche Unternehmer, die nach Inkraft- 
treten des Gesetzes noch Beiträge entrichtet haben, 
jedoch die erforderliche Wartezeit nicht mehr er- 
füllen können. Aus verschiedenen Gründen er- 
scheint es zweckmäßig, die Regelungen für diese 
beiden Personenkreise zu trennen. § 25 (neu) be- 
trifft nur die ehemaligen Unternehmer ohne eigene 
Beitragsvorleistung. 

a) Die Änderung des Absatzes 1 entspricht der an- 
gegebenen Neuabgrenzung der beiden Personen- 
kreise. 

b) Buchstabe b des Absatzes 1 bringt eine Ände- 
rung in der Weise, daß die 15jährige Unterneh- 
mertätigkeit innerhalb eines Zeitraumes von 
20 Jahren ausgeübt sein muß. Hiermit wird Son- 


derfällen Rechnimg getragen, wie z. B. Pächtern 
oder Kleinlandwirten, die zeitweise nicht Unter- 
nehmer waren bzw. keine Existenzgrimdlage 
hatten. Es würde zu imvertretbaren Härten füh- 
ren, wenn in jedem Falle eine ununterbrochene 
Tätigkeit von 15 Jahren gefordert werden 
würde. 

c) Der bisherige Satz 2 des Absatzes 1 Buchstabe b 
gibt Anlaß zu Mißbrauch; er läßt weiter Zweifel 
zu, welche der Voraussetzungen als erwiesen 
gilt. Im Hinblick auf die großzügige Übergangs- 
regelung sollte die Erfüllung der Leistungsvor- 
aussetzungen genau geprüft werden, 

d) Die materielle Regelung der gestrichenen Worte 

(„sowie Vertreibung") in Absatz 2 ist in 

verbesserter Form in dem folgenden besonderen 
Absatz enthalten. 

e) Die Formulierung des Absatzes 1 Buchstabe b 
(„während der 20 Jahre, die . . . der Übergabe 
voraufgegangen sind.") kann dazu führen, daß 
einem Heimatvertriebenen das Altersgeld ver- 
sagt werden muß, weil er nach dem 31. Dezem- 
ber 1946 längere Zeit nicht als Landwirt tätig 
sein konnte und erst später wieder ein landwirt- 
schaftliches Unternehmen übernahm. Zugunsten 
dieses Personenkreises muß deshalb eine Klar- 
stellung erfolgen. Die Vergünstigung soll jedoch 
nur für solche Unternehmer gelten, die bereits 
vor der Vertreibung als selbständiger Landwirt 
tätig waren. 

f) Absatz 4 trägt vielfach geäußerten Anregungen 
Rechnung. Einerseits soll im Hinblick auf die 
finanziellen Schwierigkeiten kein Altersgeld ge- 
währt werden, wenn eine dem Betrage nach 
höher liegende Rente oder Pension gezahlt wird. 
Andererseits soll das Altersgeld jedoch nicht um 
einen höheren Betrag gekürzt werden, als die 
Rente oder Pension ausmacht. Die gegenüber der 
bisherigen Fassung weitergehende Regelung er- 
scheint dem Grunde nach vertretbar für Per- 
sonen, die selbst keine Vorleistungen in der 
Altershilfe für Landwirte erbracht haben und ist 
bewußt auf diese beschränkt worden. 

g) Absatz 5 stellt klar, daß den Alterskassen ein 
Ersatzanspruch zusteht für die Zeit, in der sie 
das volle Altersgeld gewähren und der Berech- 
tigte rückwirkend eine Rente erhält. Sie ent- 
spricht sinngemäß § 1541a RVO. 

h) Absatz 6 dient der Beseitigung von Zweifeln 
und führt die für Witwen und Witwer geltenden 
Leistungsvoraussetzungen ausdrücklich auf. 

Zu Nr. 27 

Der eingefügte § 25a regelt die Ansprüche der Un- 
ternehmer, die zwar noch beitragspflichtig nach die- 
sem Gesetz waren, jedoch die Wartezeit bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres nicht mehr er- 
füllen können. 

a) Die Änderung der Altersgrenze in Absatz 1 be- 
inhaltet eine notwendige Korrektur. Nach dem 
jetzigen Wortlaut würden Personen, die zwi- 
schen dem 1. Oktober 1906 und dem 30. Sep- 
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tember 1907 geboren sind, erst mit Vollendung 
des 66. Lebensjahres Altersgeld erhalten kön- 
nen, da § 25 für sie nicht gilt und 180 Beitrags- 
monate nicht erfüllt sein können. 

b) Die Voraussetzung der 15jährigen Unternehmer- 
tätigkeit vor der Abgabe des Unternehmens ent- 
spricht der Regelung in § 25, siehe dort. 

c) Darüber hinaus muß eine Bestimmung über die 
Dauer der nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
oder nach der Übernahme des Unternehmens 
eingetretenen Beitragspflicht erfolgen. Sie ent- 
spricht im Grundgedanken der Regelung des § 25 
Abs. 1 Buchstabe b und vermeidet auf diese 
Weise ebenfalls Härtefälle. 

d) Absatz 2 enthält eine Sonderregelung für die 
Abgabe. Diese entspricht den sonstigen Bestre- 
bungen der Bundesregierung und ist insbeson- 
dere vertretbar, wenn unter dem Gesichtspunkt 
der Agrarstrukturverbesserung der finanzielle 
Fehlbetrag der Alterskassen teilweise aus öffent- 
lichen Mitteln ausgeglichen werden soll. Die 
Sonderbestimmung hinsichtlich der Abgabe für 
Zwecke der Agrarstrukturverbesserung gilt 
nicht im Normalfall, wenn der Nachfolger im 
Unternehmen wieder beitragspflichtig ist und 
sie gilt gleichfalls nicht, sofern 15 Jahre Beiträge 
entrichtet worden sind. 

e) Absatz 3 entspricht der bisherigen Regelung, 
wobei lediglich vermieden wird, daß bei extrem 
niedrigen Rentenbeträgen eine darüber hinaus- 
gehende Kürzung des Altersgeldes erfolgt. 

f) Im übrigen gelten hinsichtlich der Ersatzzeiten, 
der Zeiten als Vertriebener sowie der Ersatz- 
ansprüche der Alterskassen die gleichen Bestim- 
mungen wie für den in § 25 bezeichneten Perso- 
nenkreis. 

Zu Nr. 28 i 

a) Der neu eingefügte § 26a entspricht einem drin- 
genden Wunsch des Gesamtverbandes der land- 
wirtschaftlichen Alterskassen. Die Mitwirkung 


der Gemeinden und unteren Landwirtschafts- 
behörden ist zur erstmaligen, vollständigen Er- 
fassung der Beitragspflichtigen unbedingt erfor- 
derlich. 

b) § 26b sieht eine Neuberechnung von Altersgel- 
dern vor, die wegen Bezugs von Renten oder 
Pensionen gekürzt sind. Die Vorschrift hängt eng 
mit den entsprechenden neuen Bestimmungen in 
§ 25 Abs. 4 und § 25a Abs. 3 zusammen. Die Al- 
tersgelder an ehemalige Unternehmer ohne 
eigene Beitragsleistung können danach zum gro- 
ßen Teil ganz wegfallen, weil die Rente oder Pen- 
sion über der Höhe des Altersgeldes liegt. Den 
rechtlichen Bedenken gegen eine solche Bestim- 
mung steht die Tatsache gegenüber, daß in die- 
sen Fällen eine ausreichende Altersversorgung 
vorliegt, so daß die sozialpolitische Notwendig- 
keit eines Altenteilzuschusses nicht unbedingt 
gegeben ist. Ferner wird auch nicht in erwor- 
bene Rechte eingegriffen, weil die Berechtigten 
keine eigenen Vorleistungen erbracht haben, 
und schließlich ist im Hinblick auf die finanziel- 
len Schwierigkeiten der Alterskassen darauf 
Bedacht zu nehmen, daß der jungen Generation 
des Berufsstandes jede nicht unbedingt notwen- 
dige Belastung abgenommen werden muß. Dem 
Einwand, daß dadurch derjenige benachteiligt 
werde, der eigene Vorsorge in Form von Bei- 
tragsentrichtung zur Sozialversicherung getrie- 
ben habe, steht die Erwägung entgegen, daß 
allein die Ansprüche aus der Sozialversicherung 
voll aufgewertet worden sind, und zwar allein 
dadurch, daß die junge Generation im Wege des 
Umlageverfahrens für diese Ansprüche auf- 
kommt. Eine Doppelversorgung ist aber in die- 
sen Fällen nicht unbedingt notwendig. 

Im übrigen beinhaltet die Bestimmung auch Ver- 
günstigungen für alle die Fälle, in denen das 
Altersgeld nach bisherigem Recht um die Hälfte 
gekürzt wurde, obwohl die Rente oder Pension, 
deretwegen die Kürzung erfolgte, weniger be- 
trug als die Hälfte des Altersgeldes. In diesen 
Fällen wird die Neuberechnung zu einer Erhö- 
hung des Altersgeldes führen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Artikel 1 

1. Nr. 2 {§ 2) 

In Absatz 2 Satz 2 ist die Zahl „15" durch die 
Zahl „12" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Forderung, daß der Eigentümer für einen 
Zeitraum verpachtet, der frühestens 15 Jahre 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres des Un- 
ternehmers endet, ist nicht verkehrsüblich und 
schließt praktisch die Verpachtungsmöglichkeit 
überhaupt aus. Der angestrebte Erfolg kann 
auch erreicht werden, wenn der Zeitraum auf 
12 Jahre verkürzt wird. 

2. Nr. 4 (§ 4) 

erhält folgende Fassung: 

,4. § 4 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte 
„und 5" gestrichen. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird einge- 
fügt: 

„(2) Beim Tode eines verheirateten Be- 
rechtigten (Absatz 1) wird der Witwe 
oder dem Witwer, bei Berechtigten nach 
§ 3 anstelle des Altersgeldes nach § 3, 
für die ersten drei Monate das Alters- 
geld von 60 Deutsche Mark monatlich 
gewährt." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und erhält folgende Fassung: 

„ (3) Ehegatten, die gemeinsam ein 
landwirtschaftliches Unternehmen betrie- 
ben haben, steht nur ein Altersgeld zu. 
Anspruchsberechtigt ist derjenige Ehe- 
gatte, der das Unternehmen überwiegend 
geleitet hat (§ 8 Abs. 8). Bei Tod des an- 
spruchsberechtigten Ehegatten gilt § 3." 

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 4 und 5.' 

Begründung 
Zu a) 

Die Bezugnahme auf § 1268 Abs. 5 erübrigt sich 
durch den Vorschlag unter b). 

Zu b) 

Der Ausschluß des Unternehmers von der bis- 
herigen Regelung (Gewährung des höheren 
Altersgeldes für das Sterbevierteljahr) im Ge- 
gensatz zur Witwe nach der geltenden Rege- 
lung ist lediglich eine Folge der Verweisung 
auf die entsprechende Bestimmung in der Ren- 
tenversicherung, die für das Altershilferecht 


nicht paßt. Nachdem auch die Begründung für 
die Streichung der bisherigen Vorschrift davon 
ausgeht, daß die gleiche Situation auch für den 
Unternehmer gegeben ist und ein einmal ein- 
geräumter Anspruch nicht ohne zwingenden 
sachlichen Grund beseitigt werden soll, ist im 
Vorschlag das höhere Altersgeld für das 
Sterbevierteljahr für beide Ehegatten vorzu- 
sehen. 

Zu c) und d) 

Redaktionelle Änderungen auf Grund der Vor- 
schläge. 

3. Nr. 6 (§ 6) 

Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Das höhere Altersgeld nach § 4 Abs. 2 wird 
von Amts wegen weitergewährt. In den Fällen 
des § 4 Abs. 2 wird das Altersgeld nach § 3 
frühestens nach Ablauf des Sterbevierteljahres 
gewährt. § 1290 Abs. 4 der Reichsversicherungs- 
ordnung findet entsprechende Anwendung." 

Begründung 

Regelung des Zahlungsbeginns als Folge der 
Änderungen nach lfd. Nr. 2. 

4, Nr. 8 (§ 8) 

a) Folgender neuer Absatz la wird eingefügt: 

„(la) Landwirtschaftliche Unternehmer, die 
wegen einer regelmäßigen Beschäftigung 
oder Tätigkeit versicherungspflichtig in der 
Rentenversicherung der Arbeiter, der Renten- 
versicherung der Angestellten, der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung oder der 
Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk sind, sind für die Dauer der diese Ver- 
sicherungspflicht begründenden Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit von der Beitragspflicht 
nach diesem Gesetz frei. Ferner sind von 
der Beitragspflicht nach diesem Gesetz frei 
landwirtschaftliche Unternehmer, die wegen 
Gewährleistung einer Anwartschaft auf Ver- 
sorgung nach beamtenrechtlichen Grundsät- 
zen versicherungsfrei in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen sind." 

Begründung 

Die sich aus dem Regierungsentwurf erge- 
bende Doppelbelastung ist für die Betrof- 
fenen nicht zumutbar. Die bisher geltende 
Regelung muß daher insoweit beibehalten 
werden. 

Wegen der Anwartschaft muß der in Satz 2 
erfaßte Personenkreis in gleicher Weise wie 
der in Satz 1 genannte behandelt werden. 
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Eine unterschiedliche Behandlung erscheint 
nicht gerechtfertigt. 

b) Folgender neuer Absatz Ib wird eingefügt: 

„(Ib) übersteigt die Dauer der Versiche- 
rungspflicht nach Absatz la neun Monate 
im Kalenderjahr, so entfällt die Beitrags- 
pflicht auch für die übrige Zeit.“ 

Begründung 

Siehe Begründung zu lfd. Nr. 4 Buchstabe a 
erster Absatz. 

c) In Absatz 2 werden die Worte „§ 6 Abs. 1 
Nr. 2 bis 6 oder § 7 Abs. 1“ durch die Worte 
„§ 6 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 oder § 7 Abs. 1 und 2“ 
ersetzt. 

Begründung 

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 AVG sind versiche- 
rungsfrei Beamte des Bundes usw., solange 
sie lediglich für ihren Beruf ausgebildet wer- 
den. Im Zusammenhang mit § 8 Abs. 2 des 
Gesetzentwurfs erscheinen derartige Fälle 
nicht vorstellbar, so daß die Notwendigkeit 
einer besonderen Anführung des § 6 Abs. 1 
Nr. 2 AVG nicht bestehen dürfte. 

Auf ihren Antrag werden nach § 7 Abs. 2 
AVG von der Versicherungspflicht Personen 
befreit, die auf Grund einer durch Gesetz 
angeordneten oder auf Gesetz beruhenden 
Verpflichtung Mitglieder einer öffentlich- 
rechtlichen Versicherung oder Versorgungs- 
einrichtung ihrer Berufsgruppe sind (z. B. 
Versorgungseinrichtung der Ärztekammern). 
Es ist kein Grund ersichtlich, diesen Perso- 
nenkreis von der Vergünstigung des § 8 
Abs. 2 des Gesetzentwurfs auszuschließen. 

5. Nr. 22 (§ 21) 


Kammern und Senate der Sozialgerichte und 
deren Besetzung bei Streitigkeiten aus dem Ge- 
setz über eine Altershilfe für Landwirte regelt. 

Begründung 

Die Rechtsprechung zu der Frage, in welcher 
Besetzung die Sozialgerichte Streitigkeiten aus 
dem Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
entscheiden, ist nicht einheitlich. Es bedarf der 
Klärung, ob die Kammern in der üblichen Be- 
setzung mit je einem Sozialrichter aus dem 
Kreis der Arbeitgeber und der Versicherten 
oder in der Besetzung mit einem Arbeitgeber 
und einem Selbständigen ohne fremde Arbeits- 
kräfte zu entscheiden haben. 

7. Nr. 26 (§ 25) 

In Absatz 4 sind nach dem Wort „Bezüge“ die 
Worte „höchstens bis zur Hälfte“ einzufügen. 

Begründung 

Vermeidung einer Rechtsverschlechterung. 

8. Nr. 27 (§ 25a) 

Absatz 2 erhält eingangs folgende Fassung: 

„(2) Ist kein beitragspflichtiger Nachfolger 
für das Unternehmen vorhanden, so . . .“ 

Begründung 
Notwendige Klarstellung. 

9. Nr. 28 (§§ 26a und 26b) 

a) In § 26b wird nach Satz 1 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Ergibt die Neuberechnung den Fortfall oder 
eine Kürzung des bisher gewährten Alters- 
geldes, so ist das Altersgeld in der bisheri- 
gen Höhe weiterzugewähren.“ 


Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wird ganz oder zum Teil der Antrag ab- 
gelehnt oder das Altersgeld entzogen oder die 
Zahlung eingestellt, so ist ein schriftlicher Be- 
scheid mit Begründung und Rechtsbehelfsbeleh- 
rung zu erteilen. § 1569a der Reichsversiche- 
rungsordnung gilt nicht.“ 

Begründung 

Die Umstellung am Anfang des Satzes 1 dient 
der Klarstellung. 

Das Wort „Rechtsbehelfsbelehrung“ statt 
„Rechtsmittelbelehrung“ entspricht dem Sprach- 
gebrauch in §§ 66, 77 SGG. 

Die Streichung der Worte „Abs. 1" ergibt sich, 
weil ein Bedürfnis zu einer formellen Feststel- 
lung nach den Erfahrungen der Praxis auch in 
den Fällen des § 1569 Abs. 2 RVO nicht besteht. 


Begründung 

Notwendige Besitzstandswahrung. 

b) Folgender neuer § 26c wird angefügt: 

„Erstattung von Verwaltungskosten 
§ 26c 

Die landwirtschaftlichen Alterskassen ha- 
ben die den Gemeinden bei der Durchfüh- 
rung des Gesetzes entstehenden Verwal- 
tungskosten zu erstatten. Die Bundesregie- 
rung kann durch Rechtsverordnung bestim- 
men, in welcher Weise diese Kosten pau- 
schal erstattet werden.“ 

Entsprechend sind die Eingangsworte nach 
Nr. 28 wie folgt zu ergänzen: 

„Als §§ 26a, 26b und 26c werden folgende Vor- 
schriften eingefügt:“ 


6. Nr. 23 (§ 22) 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob nicht § 22 des Gesetzes durch eine Vorschrift 
ergänzt werden soll, die die Bildung eigener 


Begründung 

Nach § 26a haben bei der ersten Aufstellung 
des Mitgliederverzeichnisses die Gemeinden 
mitzuwirken. Diese Verpflichtung ist neu; sie 
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ist in den Entwurf aufgenommen worden, um 
den landwirtschaftlichen Alterskassen die voll- 
ständige Erfassung der Beitragspflichtigen zu 
ermöglichen. Die Zahl der bisher erfaßten und 
zur Beitragsleistung herangezogenen hauptbe- 
ruflichen Landwirte blieb erheblich hinter der 
Zahl der statistisch erfaßten hauptberuflichen 
Landwirte und der daraus ermittelten Zahl der 
Beitragspflichtigen zurück. Die Ermittlung und 
Feststellung der fehlenden Unternehmer erfor- 
dert von den Gemeindeverwaltungen einen er- 
heblichen Verwaltungsaufwand, da die Fest- 
stellung der Beitragspflichtigen vom Tatsäch- 
lichen her große Schwierigkeiten bereitet. 

Darüber hinaus werden die Gemeinden durch 
§ 23a des Entwurfs in Verbindung mit § 115 
RVO allgemein zur Rechts- und Amtshilfe ver- 
pflichtet. Diese Verpflichtung wird nicht nur 
für Einzelfälle Bedeutung gewinnen, beispiels- 
weise für die natürlichen Zu- und Abgänge und 
die Rentenanträge, sondern vor allem auch für 
die zahlreichen Einsprüche, deren Bearbeitung 
in den meisten Fällen ohne Auskunft der Ge- 
meindebehörden nicht möglich ist, da nur sie 
auf Grund der Bodennutzungserhebung, Be- 
triebszählungen, Grundstückslisten usw. die ent- 
sprechenden Unterlagen besitzen. 

Es handelt sich somit um neue Aufgaben, mit 
denen die Gemeinden ausschließlich im Inter- 
esse der landwirtschaftlichen Alterskassen be- 
lastet werden. Dafür muß den Gemeinden ein 


gesetzlicher Anspruch auf Kostenersatz zuer- 
kannt werden. Aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung soll die Möglichkeit zur pau- 
schalen Abgeltung gegeben werden. 

10. Artikel 3 

ist durch folgenden Satz 2 zu ergänzen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.'' 

Begründung 

Die Ergänzung der Berlin-Klausel ist durch die 
in lfd. Nr. 9 Buchstabe b vorgeschlagene Einfü- 
gung des § 26c erforderlich. 

11. Artikels 

erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
seine Verkündung folgenden Monats in Kraft." 

Begründung 

Es sollte vermieden werden, daß der durch den 
Wegfall bisheriger Beitragsbefreiungen (vgl. 
Artikel 1 lfd. Nr. 8 des Entwurfs) nunmehr bei- 
tragspflichtige Personenkreis rückwirkend zu 
Beitragsleistungen herangezogen wird. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

In der Rentenversicherung der Arbeitnehmer soll 
die Weiterzahlung der höheren Rente für die 
Witwe nach dem Tode des Ehegatten ein plötzliches 
Absinken der Lebenshaltung vermeiden. Bei ehe- 
maligen Landwirten sind die Grundbedürfnisse der 
Lebenshaltung durch das Altenteil gesichert. Da 
das Altersgeld lediglich ein Bargeldzuschuß zum 
Altenteil bildet, ist die Weiterzahlung des erhöhten 
Betrages nicht notwendig. Im Hinblick auf die Ver- 
besserung der Finanzlage der Alterskassen sollte 
die Ungerechtigkeit gegenüber dem überlebenden 
Unternehmer in der Weise beseitigt werden, daß 


das erhöhte Altersgeld auch für die überlebende 
Witwe entfällt. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Änderungsvorschlag beinhaltet eine verfahrens- 
technische Klarstellung, die nur dann notwendig 
wäre, wenn dem Änderungsvorschlag zu 2. zuge- 
stimmt würde. 

Zu 4. a) und b) 

Den Änderungsvorschlägen wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Dem Einwand, daß die Beitragszahlung zur land- 
wirtschaftlichen Alterskasse unzumutbar sei, kann 
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nicht gefolgt werden, weil Landwirte mit einem 
Nebeneinkommen unter sonst gleichen Verhältnis- 
sen leistungsfähiger sind als Landwirte ohne Ne- 
beneinkommen. 

Der Vorschlag der Bundesregierung betrifft in der 
Mehrzahl Landwirte, die nur zeitweise während des 
Jahres oder während einiger Jahre hintereinander 
eine Arbeitnehmertätigkeit ausüben und daher in 
vielen Fällen keine Altersversorgung in normaler 
Höhe zu erwarten haben. Personen, die Zeit ihres 
Lebens Arbeitnehmer waren oder zu bleiben beab- 
sichtigen, steht es frei, durch Verpachtung von 
Grundstücken oder auf sonstige Weise ihren Betrieb 
so weit zu verringern, daß er keine Existenz- 
grundlage für hauptberufliche Landwirte mehr 
bildet, sondern nur eine Nebenerwerbswirtschaft 
ist. In diesem Falle entfällt die Beitragspflicht. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Finanzausschusses des Bundesrates (BR-Drs. 123/1/59 
Nr. 4 Buchstabe c), wonach die Beibehaltung der zur 
Zeit geltenden Regelung mit Rücksicht auf die Fi- 
nanzlage der landwirtschaftlichen Alterskassen nicht 
vertretbar ist. Die Altershilfe für Landwirte als be- 
rufsständische Sicherungseinrichtung auf solida- 
rischer Grundlage ist aus grundsätzlichen, finan- 
ziellen und verwaltungstechnischen Gründen nur 
durchführbar, wenn alle Landwirte mit einer land- 
wirtschaftlichen Existenzgrundlage in ihr erfaßt 
werden. 

Zu 4. c) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 5. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 6. 

Die Frage, ob für Streitigkeiten in Angelegenheiten 
der Altershilfe für Landwirte eigene Kammern xmd 
Senate bei den Sozialgerichten und Landessozial- 
gerichten errichtet werden sollten, bedarf weiterer 
Prüfung, Die bisherigen Äußerungen zu dieser 
Frage aus der sozialgerichtlichen Praxis sind nicht 
einheitlich. Die kurze Anlaufzeit des Gesetzes läßt 
noch nicht eindeutig erkennen, ob die Bildung 
eigener Kammern durch den Umfang der anfallen- 
den Streitfälle auf Dauer gerechtfertigt wäre. Die 
Bundesregierung wird anläßlich einer Novellierung 
des Sozialgerichtsgesetzes Vorschläge für die Re- 
gelung der Angelegenheit unterbreiten. 

Zu 7. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Vorschlag des Bundesrates würde zusammen 
mit dem Inhalts gleichen Vorschlag zu 9. Mehrkosten 
gegenüber der Regierungsvorlage in Höhe von 
etwa 15 Mio DM zur Folge haben. Wenn die Bei- 
tragshöhe in zumutbaren Grenzen gehalten 
werden soll und der Ausgleich zwischen Einnahmen 


und Ausgaben der landwirtschaftlichen Alterskassen 
ermöglicht werden soll, ist eine Leistungseinschrän- 
kung unvermeidlich; diese trifft jedoch nur Perso- 
nen, die keine eigenen Beiträge zur Altershilfe 
geleistet haben und deren Altersversorgung ander- 
weitig sichergestellt ist. 

Zu 8. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 9. a) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Vorschlag ist inhaltsgleich mit dem Vorschlag 
zu 7., weil eine unterschiedliche Behandlung der 
gleichen Fälle je nach dem Zeitpunkt der Bear- 
beitung des Antrages auf Altersgeld nicht vertret- 
bar wäre. Es gilt daher die gleiche Begründung wie 
zu 7. 


Zu 9. b) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß kein neuer § 26c eingefügt, sondern 
§ 26a durch folgende Sätze 2 und 3 ergänzt wird: 

„Die den Gemeinden dadurch entstehenden Kosten 
haben die Alterskassen zu erstatten. Die Bundes- 
regierung kann durch Rechts Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates bestimmen, in welcher 
Weise diese Kosten pauschal zu erstatten sind." 

Begründung 

Der Vorschlag des Bundesrates zielt darauf ab, die 
nach § 26a den Gemeinden entstehenden Kosten 
durch die Alterskassen erstatten zu lassen. Die For- 
mulierung des vom Bundesrat vorgeschlagenen 
§ 26c geht weit über dieses Ziel hinaus. Zur Be- 
gründung geht der Bundesrat davon aus, daß über 
den neuen § 23a des Entwurfs in Verbindung mit 
§115 RVO den Gemeinden neue — über den § 26c 
hinausgehende — Verpflichtungen entstehen. Dies 
ist jedoch nicht der Fall, vielmehr war § 115 RVO 
über § 21 GAL auch bisher bereits anwendbar, so 
daß für die Altershilfe für Landwirte keine andere 
Sachlage gegeben ist als für andere Versicherungs- 
träger. Da eine echte, über den Rahmen der 
üblichen Amtshilfe hinausgehende Belastung der 
Gemeinden nur im Rahmen des § 26a des Entwurfs 
der Bundesregierung in Betracht kommt, sollte die 
Kostenerstattungspflicht an dieser Stelle klargestellt 
werden. 

Zu 10. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 11. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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